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A. Allgemeines 
1. Einführung 

Die Reichsabgabenordnung verwendet im § 95 
den Begriff der Ungehorſamsfolge. Sie 
verwendet ihn in einem engeren Sinn, als es nach 
dem Wortlaut dieſes Begriffs angenommen 
werden ſollte. Würde der Begriff der Ungehorſams⸗ 
folge ſeinem Wortlaut entſprechend jeden auf 
Ungehorſam beruhenden Rechtsnachteil umfaſſen, ſo 
würden auch Strafen, Schätzung und Haf- 
tung zu den Ungehorſamsfolgen gerechnet werden 
müſſen. 

Die Reichsabgabenordnung bezeichnet im & 95 als 
Ungehorſamsfolgen lediglich die Zwangs⸗ 
mittel, die Sicherungsgelder und die 
Steuerzuſchläge. Dabei find unter Steuer- 
zuſchlägen die Zuſchläge zu verſtehen, wie ſie vom 
Finanzamt § 168 Abſatz 2 AO gemäß der Nicht ⸗ 
abgabe oder bei nicht rechtzeitiger Abgabe 
einer Steuererklärung feftgejegt werden 
dürfen. 


C. Der Säumnis zuſchlag 
12. Vorausſetzungen, 

13. Höhe des Säumniszuſchlags, 
14. Schuldner und Haftender, 

D. Die Zwangsmittel 

15. Vorausſetzungen, 

. Schuldner und Haftender, 
17. Erzwingungsgeld, 

18. Ausführung auf Koſten des Betroffenen, 
19. Unmittelbarer Zwang, 

. Rechtsmittel 

E. Sicherungsgelder 

21. Vorausſetzungen, 

22. Schuldner und Haftender. 


Zu den Ungehorſamsfolgen in dieſem lengeren) 
Sinn gehören auch die Säumnis zuſchläge 
(Hinweis auf Reinhardt, Steuerhaftung beim Er⸗ 
werb eines Unternehmens, DStZ 1935 S. 381). Auch 
die Säumniszuſchläge weiſen die Merkmale auf, die 
den drei im § 95 AO ausdrücklich als ſolchen ge⸗ 
nannten Ungehorſamsfolgen gemeinſam ſind. 

Die Ungehorſamsfolgen in dieſem 
(engeren) Sinn führen zu einer im Verhältnis 
zum Steueranſpruch ſelbſt untergeor dneten 
Leiſtungspflicht. Ihr Zweck iſt, den Be⸗ 
troffenen zu erziehen, ihn für die Zukunft zu 
richtiger Erfüllung ſeiner ſteuerlichen 
Pflichten anzuhalten und dadurch die ord⸗ 
nungsmäßige Feſtſetzung der Steuer 
und ihre ordnungsmäßige Entrichtung 
ſicherzuſtellen. 

Durch dieſen Zweck unterſcheiden ſich die Un- 
gehorſamsfolgen von den Strafen lechten oder 
kriminellen Strafen), deren Hauptzweck darin 
liegt, begangenes Unrecht zu ſühnen. Zwar 
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führt auch die Ungehorſamsfolge zu einer 
Art Strafwirkung, wie umgekehrt auch bei der 
Strafe der erzieheriſche Zweck eine gewiſſe 
Rolle ſpielt. Hier wie dort aber handelt es ſich bei 
dieſen Wirkungen nur um Nebenwirkungen, 
die dem verſchiedenen Hauptzweck gegenüber 
zurücktreten und die Unterſchiedlichkeit 
von Ungehorſamsfolgen und Strafen 
nicht in Frage ſtellen können. 

Die Schätzung, wie fie $ 217 AO gemäß bei 
beſtimmten Verſäumniſſen des Steuerpflichtigen vor⸗ 
genommen werden darf, zählt nicht zu den Un⸗ 
gehorſamsfolgen im engeren Sinn, weil 
ſie nicht zu einer Leiſtungspflicht, wenigſtens 
nicht zu einer beſonderen Leiſtungspflicht des Be⸗ 
troffenen führt. Die Schätzung tritt — und darin 
erſchöpft ſich ihre Bedeutung — an die Stelle der ſonſt 
grundſätzlich erforderlichen genauen Ermittlung der 
Beſteuerungsgrundlagen. Sie führt über 
dieſe ihre Bedeutung zwar zur Feſtſetzung des 
Steueranſpruchs ſelbſt, ohne aber daneben 
eine beſondere Leiſtungspflicht zu be⸗ 
gründen. 

Auch die Haftung kann nicht zu den Un⸗ 
gehorſamsfolgen im engeren Sinn ge⸗ 
rechnet werden. Die Haftung bedeutet zwar eine 
beſondere Leiſtungspflicht für den Be⸗ 
troffenen. Dieſe Leiſtungspflicht hat aber im Ver⸗ 
hältnis zum Steueranſpruch nicht eine nur unter⸗ 
geordnete Bedeutung. Im Grunde handelt 
es ſich bei der Geltendmachung des Haf⸗ 
tungsanſpruchs um nichts anderes als die 
Geltendmachung des Steueranſpruchs 
in anderer Form: In einigen Fällen tritt der 
Haftungsanſpruch an die Stelle des Steuer⸗ 
anſpruchs (Hinweis z. B. auf § 38 Abſatz 3 und § 44 
Abſatz 3 EStG). In den übrigen Fällen tritt er 
neben den Steueranſpruch (Hinweis z. B. auf 
88 109 und 116 AO), aber mit der Wirkung, daß 


ſeine Erfüllung als Erfüllung des 
Steueranſpruchs ſelbſt gilt ($ 7 Abſatz A 
Satz 1 AO). 


2. Abgrenzung zum Steuerbegriff 


Die Ungehorſamsfolgen gehören nicht 
zu den S te nern. Sie dienen, wie bereits geſagt, 
der Erziehung des Betroffenen. Sie dienen 
jedoch nicht der Erzielung von Ein⸗ 
nahmen, wie es § 1 Abſatz 1 AO für eine Leiſtung 
erfordert, wenn ſie unter den Begriff der Steuer 
fallen ſoll. 

Daran ändert es nichts, daß die Ungehor- 
ſamsfolgen mit den ſich aus ihnen ergebenden 
Geldanſprüchen auch eine Einnahme— 
quelle des Reichs bilden. Dieſe Wirkung hat im 
Verhältnis zum Hauptzweck eine nur unter 
geordnete Bedeutung. Sie iſt eine not⸗ 
wendige (zwangsläufige), aber keineswegs 
beabſichtigte Nebenwirkung der Ungehorſams⸗ 
folge. Das ergibt ſich ganz klar aus der Erwägung, 
daß das Reich auf dieſe Einnahmen gern ver⸗ 
zichten würde, wenn nur jeder ſeine ſteuer⸗ 
lichen Pflichten ordnungsgemäß er— 
füllen wollte. 


Die Ungehorſamsfolgen ſind, weil auf 
Steuergeſetzen (Hinweis auf § 2 Abſatz 2 AO) be⸗ 
ruhend, zwar ſteuerliche Anſprüche. Sie 
können alſo, ſoweit ſich aus ihnen Geldleiſtun⸗ 
gen ergeben, mit den Mitteln der Reichs⸗ 
abgabenordnung beigetrieben werden (Hinweis 
auf § 325 AO und $ 6 Abſatz 3 Ziffern 2, 8 und 9 
Beitrd). 

Sie gehören aber, wie bereits ausgeführt, nicht 
zu den Steuern. Wo der Begriff der Steuer 
verwendet wird, kann demgemäß die für die 
Steuern gegebene Vorſchrift auf die Un⸗ 
gehorſamsfolgen nur angewendet werden, 
wenn es die Vorſchrift au 8d rücklich oder ihrem 
Sinn nach erlaubt (Hinweis z. B. auf § 3 Abſatz 3 
SANS). Wenn das nicht der Fall iſt, fo gilt die 
für die Steuern gegebene Regelung nicht auch 
für die Ungehorſamsfolgen. 

Beiſpiel: 

A hat fein Unternehmen als Ganzes am 3. Juli 1939 
an Bü veräußert. Er iſt mit Umſatzſteuer, Erzwingungs⸗ 
geldern und Säumniszuſchlägen im Rückſtand. 

B haftet $ 116 Abſatz 1 Ziffer 1 AO gemäß für die rück⸗ 
ſtändige Umſatzſteuer, ſoweit ſie auf die Zeit ab dem 
1. Januar 1988 entfällt (für diefen Zeitraum zu ent⸗ 
richten iſt). B haftet aber nicht für die rückſtändigen 
Erzwingungsgelder und Säumniszu⸗ 
ſchläge, und zwar ſelbſt dann nicht, wenn dieſe Un⸗ 
gehorſamsfolgen mit der rückſtändigen 
Umjaßftener in Zuſammenhang ſtehen ſollten. 

Der $ 116 Abſatz 1 AO läßt den Erwerber nur für 


beſtimmte Steuern haften. Zu den Steuern ge⸗ 
hören aber die Ungehorſamsfolgen nicht. 


3. Entſtehung der Leiſtungspflicht 

Die Steuerſchuld entſteht, ſobald der 
Tatbeſtand verwirklicht iſt, an den das Ge⸗ 
ſetz die Steuer knüpft (§ 3 Abſatz 1 StAnpch). 
Wann die Steuer zu entrichten oder wann ſie 
feſtgeſetzt worden iſt, ſpielt für den Ent⸗ 
ſtehungszeitpunkt keine Rolle (8 3 Abſatz 2 
StAnpcg). Für die Entſtehung anderer Anſprüche, 
alſo auch für die aus den Ungehorſamsfolgen 
ſich ergebenden Leiſtungen, finden dieſe Grundſätze 
entſprechende Anwendung (§ 3 Abſatz 3 StAnpG). 

Daraus folgt, daß der Zeitpunkt, zu dem die 
Ungehorſamsfolgen feſtgeſetzt worden ſind, für die 
Entſtehung der Anſprüche aus den Ungehorſams⸗ 
folgen ohne Bedeutung iſt. Maßgebend iſt 
allein, wann der Tatbeſtand erfüllt iſt, der die 
Vorausſetzung für die Feſtſetzung der Unge⸗ 
horſamsfolge bildet. 

Das iſt, um die Vorausſetzungen zunächſt einmal 
nur ganz allgemein zu umreißen, bei dem Steuer⸗ 
zuſchlag der Zeitpunkt, an dem die Friſt zur Ab⸗ 
gabe der Steuererklärung fruchtlos verſtrichen 
iſt, beim Säumniszuſchlag der Zeitpunkt, an 
dem der Fälligkeitstag für die zu entrichtende 
Steuer überſchritten wird, und bei dem Siche⸗ 
rungsgeld der Zeitpunkt, in dem die Zuwider⸗ 
handlung begangen iſt, um derentwillen das 
Sicherungsgeld verwirkt iſt. Bei den Zwangs⸗ 
mitteln entſteht der ſich aus der Ungehorſamsfolge 
ergebende Zwangsanſpruch nicht ſchon mit der 
Nichterfüllung der Anordnung (dei ſo⸗ 
genannten Finanzbefehls), ſondern — und zwar 
mit Rückſicht darauf, daß jeder Feſtſetzung eines 
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Zwangsmittels eine Androhung und Friſt⸗ 
ſetzung vorauszugehen hat (§ 202 Abſatz 6 AO) — 
mit der Nichteinhaltung der Friſt. 


Unrichtig iſt die Anſicht, daß der ſich aus der Un⸗ 
gehorſamsfolge ergebende Zwangsanſpruch im 
Hinblick auf die Möglichkeit des Betroffenen, das 
Verſäumte nachzuholen und ſo jeden Grund 
für die Zwaugs anwendung auszuräu⸗ 
men, erſt mit der Bekanntgabe der Feſt⸗ 
ſetzungsverfügung entſtehe (ſo Becker, Kom⸗ 
mentar zur AO, 1930, Bemerkung 6 zu $ 81). Abge⸗ 
ſehen davon, daß dieſe Anſicht mit der Regelung des 
§ 3 Abſätze 1, 2 und 3 StAnpG unvereinbar ift, 
find zwar die Ausführungen der Begründung richtig, 
nicht aber auch die aus ihnen gezogene Folgerung; 
denn die erwähnte Möglichkeit, durch Nachholung 
des Verſäumten den Grund für die 
Zwangsan wendung auszuräumen, hat 
nichts mit der Entſtehung, ſondern nur 
etwas mit dem Wegfall des einmal entſtan⸗ 
denen Zwangsanſpruchs zu tun. 


4. Fälligkeit 


Wann die aus den Ungehorſamsfolgen ſich er⸗ 
gebenden Leiſtungen zu erbringen, wann fie 
fällig find, iſt aus dem Geſetz nicht unmittel⸗ 
bar zu entnehmen. Eine generelle Regelung, wie 
fie im § 3 Abſatz 3 StAnpG für die Entſtehung 
der Leiſtungspflichten gegeben iſt, beſteht für 
die Fälligkeit nicht. Ebenſo fehlen für die 
Fälligkeit dieſer Leiſtungspflichten 
Sondervorſchriften, wie ſie im einzelnen für 
die Fälligkeit der Steuern beſtehen (Hinweis 
3. B. auf 8 35 Abſatz 1 und § 47 Abſatz 2 EStG, 
§ 13 Abſatz 1 Satz 2 und Abſatz 3 Satz 2 UStG, $ 64 
3G und $ 7 ZudStß). 


Die entſprechende Anwendung des im § 271 
Abſatz 1 BGB enthaltenen Grundſatzes, daß Schul⸗ 
den im Zweifel mit dem Augenblick ihrer Ent⸗ 
ſtehung fällig werden, iſt im gegebenen Fall aus⸗ 
geſchloſſen. Abgeſehen davon, daß die Grund ſätze 
des Privatrechts mit Rückſicht auf die Ver⸗ 
ſchiedenheit beider Rechtsgebiete nicht ohne 
weiteres zur Ergänzung des Steuerrechts 
herangezogen werden können, würde ſich aus der ent⸗ 
ſprechenden Anwendung die völlig unhaltbare 
Folge ergeben, daß zum Beiſpiel der Steuer- 
zuſchlag für die Nichtabgabe oder nicht rechtzeitige 
Abgabe der Steuererklärung im Augenblick der 
Friſtüberſchreitung, alſo zu einem Zeitpunkt 
fällig wäre, zu dem der Zuſchlag noch gar 
nicht feſtgeſetzt und dem Betroffenen von 
ſeiner Zahlungspflicht überhaupt noch nichts 
bekannt wäre. 


Fällig können die ſich aus den Ungehor⸗ 
ſamsfolgen ergebenden Leiſtungspflichten 
erſt in dem Augenblick ſein, in dem das Finanzamt ſie 
von dem Betroffenen anfordert. Das wird 
in der Regel der Zeitpunkt ſein, in dem die Feſt⸗ 
ſetzungsverfügung dem Betroffenen be- 
kannt gegeben worden iſt, oder aber, wenn eine 
Friſt beſtimmt worden iſt, der Zeitpunkt des Friſt⸗ 
ablaufs (Hinweis auf 8 99 AO). 


5. Verjährung 

Als ſteuerliche Anſprüche unterliegen die ſich 
aus den Ungehorſamsfolgen ergebenden Anſprüche der 
Verjährung (§ 143 AO). Die für die Steuern 
vorgeſehene Verjährungsfriſt findet auf ſie 
keine Anwendung, wenigſtens nicht inſoweit, als ſie 
ſelbſtändig neben den Steueranſpruch 
ſelbſt treten. 

Eine derartige Selbſtändigkeit beſteht für 
die Zwangs mittel und die Sicherungs⸗ 
gelder. Sie verjähren demgemäß als „übrige 
Anſprüche“ im Sinn von § 144 Satz 3 AO in 
einem Jahr — gerechnet ab dem Ablauf des Jahrs, 
in dem fie entſtanden find (§ 145 Abſatz 1 AD). 
Sie verjähren unabhängig von der Verjäh⸗ 
rung des Steueranſpruchs ſelbſt. Die Ver⸗ 
jährung des Steueranſpruchs läßt ſie auch 
unberührt. 

Anders iſt es dagegen bei den Ungehor⸗ 
ſamsfolgen, die ſich als Nebenleiſtungen 
des Steueranſpruchs darſtellen, nämlich bei dem 
Steuerzuſchlag und bei dem Säumnis⸗ 
zuſchlag. Dieſe verjähren als Nebenleiſtun⸗ 
gen auf jeden Fall mit der Verjährung des 
Steueranſpruchs ſelbſt (§ 148 Satz 2 AO). 


Die Verbindung zwiſchen Steueranſpruch 
und Nebenleiſtung iſt aber, wenigſtens ſoweit es 
ſich um den Steuerzuſchlag handelt, nicht ſo 
eng, daß nicht auch eine beſondere Verjäh⸗ 
rung des Anſpruchs auf den Steuerzuſchlag 
anerkannt werden könnte, und zwar dann mit einer 
Verjährungsfriſt von einem Jahr $ 144 
Satz 3 AO gemäß. Beim Säumnis zuſchlag iſt 
dagegen — wie auch in der Gleichſtellung des 
Säumniszuſchlags mit der Steuer für 
etwaige Vorrechte in der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung oder im Konkursverfahren 8 5 
StSäumG gemäß zum Ausdruck kommt — die Ver⸗ 
bindung zwiſchen Steuer und Säumnis⸗ 
zuſchlag jo eng, daß eine Sonderverjäh⸗ 
rung des Anſpruchs auf den Zuſchlag nicht in Be⸗ 
tracht kommen, dieſer alſo nur mit dem Steuer⸗ 
anſpruch zuſammen verjähren kann. 


Beiſpiele: 

A. A iſt bisher nicht veranlagt worden. Im Jahr 1936 
waren ihm Einkünfte zugefloſſen in einer Höhe, die ihn 
zur Abgabe einer Steuererklärung verpflichtet und eine 
Veranlagung gerechtfertigt hätten. A hat aber keine 
Steuererklarung abgegeben. Im Jahr 1939 kommt der 
Sachverhalt heraus. 

Das Finanzamt kann die Steuer nachfordern 
($ 223 AD). Es kann aber einen Steuerzuſchlag 
wegen der Nichtabgabe der Steuererklärung nicht mehr 
feſtſetzen. 

Die Steuererklärung hätte 1937 abgegeben 
werden müſſen. Im Augenblick der Friſtüberſchrei⸗ 
tung, alſo 1937, war der Anſpruch auf den Steuer⸗ 
zuſchlag entſtanden. Der Anſpruch iſt inzwiſchen, 
nämlich mit Ablauf des Kalenderjahrs 1938, 
verjährt und demgemäß erlof chen. 


B. B hat die ſeinen Arbeitnehmern aus den Lohnzah⸗ 
lungen vom 30. November 1937 einbehaltene Lohn⸗ 
ſteuer nicht in vollem Umfang an das Finanzamt ab⸗ 
geführt. Der Sachverhalt wird 1939 durch eine Ver 
triebsprüfung aufgedeckt. 

Das Finanzamt kann den B für die nichtabge⸗ 
führten Beträge haftbar machen ($ 223 AO und 
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8 46 LEIDB).*) Der Haftungsanſpruch iſt noch 
nicht verjährt (§ 144 Satz 2 in Verbindung mit 
§ 145 Abſatz 1 AO). 

Das Finanzamt kann auch den Säumnis zu⸗ 
ſchlag noch feſtſetzen. Der Anſpruch iſt ebenfalls nicht 
verjährt. Er war zwar mit der Nichteinhal⸗ 
tung des Fälligkeitstermins (Hinweis auf 
§ 41 Abſatz 1 LSt DB), alſo 1937, verwirkt. Er iſt aber 
neben dem Haftungsanſpruch einer geſonderten 
(einjährigen) Verjährung nicht fähig. 


6. Anderung der Feſtſetzungsverfügungen 


Die Verfügungen, durch die Ungehorſams⸗ 
folgen feſtgeſetzt find, können nicht zum Nach- 
teil des Betroffenen geändert werden (§ 95 AO). 
Wohl aber können ſie, ſoweit die Behörde dazu auch 
ſach lich in der Lage iſt, zurückgenommen oder 
fonft zugunſten des Betroffenen geändert 
werden (§ 93 AO). 


Beiſpiele: 

A. C hat feine Umſatzſteuervoranmeldung für Mai erſt am 
16. Juni 1939, alſo zu ſpät (Hinweis auf $ 13 Abſatz 1 
USt®), abgegeben. Das Finanzamt hat ihm einen Zus 
ſchlag in Höhe von 4 v. H. der Vorauszahlung auferlegt. 

Das Finanzamt kann, wenn es den Zuſchlag 
nachträglich für zu hoch hält, herabſetzen. 
Es kann ihn aber im umgekehrten Fall nicht 
auch heraufſetzen. 

B. D hat trotz Androhung eines Erzwingung?- 
ge 15 8 10 Friſtſetzung fein Vierſteuerbuch nicht 
eingeſandt (Hinweis auf $ 63 Abſatz 1 Bier St DB). Die 
Zollſtelle hat das angedrohte Zwangsgeld feſt⸗ 

eſetzt. 
7 Sie Zollſtelle kann, ſelbſt wenn fie das Er⸗ 
zwingungsgeld im Verhältnis zu den Einkom⸗ 
mensverhältniſſen des D nachträglich für zu 
niedrig hält, nicht erhöhen. Sie kann aber im 
umgekehrten Fall ermäßigen. 


7. Rechtsmittel 


Daraus, daß die Ungehorſamsfolgen zu 
beſonderen (d. h. neben dem Steueranſpruch be- 
ſtehenden) Leiſtungspflichten führen, ergibt 
ſich, daß Einwendungen gegen die Steuer 
nicht auch notwendigerweiſe die mit dieſer zu⸗ 
ſammenhängenden Ungehorſamsfolgen er⸗ 
greifen. Wer ſich durch die Feſtſetzung einer Un⸗ 
gehorſamsfolge beſchwert fühlt, muß demgemäß 
die Feſtſetzungsverfügung mit dem dafür 
gegebenen Rechtsmittel beſonders angreifen. 

Das gegen derartige Verfügungen zuläſſige 
Rechtsmittel iſt die Beſchwerde (§ 237 AO 
und $ 6 StSäumG). über die Beſchwerde entſcheidet, 
ſofern nicht das Finanzamt abhelfen will, der 
Oberfinanzpräſident, und zwar endgül- 
tig (8 304 Abſätze 1 und 4 AO). Nur ausnahms⸗ 
wei ſe nämlich wenn es fi um Zwangsmittel 
handelt, iſt unter beſtimmten Umſtänden noch die 
Rechtsbeſchwerde an den Reichsfinanz⸗ 
hof gegeben (Hinweis auf die Ausführungen im Ab⸗ 
ſchnitt 20). 

Der Oberfinanzpräſident kann in ſeiner 
Beſchwerdeentſcheidung die angefoch⸗ 
tene Ungehorſamsfolge, ſoweit ein ſach⸗ 
licher Grund dafür beſteht, auch verſchärfen (8 243 
Abſatz 3 AO). Das Verbot des $ 95 AO (Hinweis 


*) Der Einfachheit halber find die L StB 1939 zu⸗ 
grunde gelegt. 


auf die Ausführungen zu Abſchnitt 6) ſteht dem nicht 
entgegen. Dieſes Verbot bezieht ſich nur auf die 
ſich aus § 93 AO ergebende Anderungsbefug⸗ 
nis der Behörde, die die Verfügung erlaſſen hat. Es 
hat aber nichts zu tun mit der Anderungs⸗ 
befugnis, wie fie ſich aus dem Rechtsmittel⸗ 
verfahren für die zur Entſcheidung über das 
Rechtsmittel berufene Behörde ergibt, wie auch bei 
Rechtsmitteln gegen Steuerbeſcheide die 
Rechtsmittelbehörde für den Fall einer Ver⸗ 
ſchärfung der Beſcheide nicht an die Vorausſetzungen 
der 88 94 oder 222 AO gebunden ift. 

Die Beſchwerde muß innerhalb eines 
Monats ab Ablauf des Tages eingelegt ſein, an 
dem die Feſtſetzungsverfügung dem Betroffenen be⸗ 
kanntgemacht worden iſt (88 245 und 246 AO). 
Die Beſchwerde kann ſchriftlich eingereicht oder zu 
Protokoll erklärt werden, und zwar grundſätz⸗ 
lich beim Finanzamt als der Stelle, die die Ver⸗ 
fügung er laſſen hat ($ 249 Abſatz 1 und Abſatz 2 
Satz 1 AO). Die Anbringung beim Ober⸗ 
finanzpräſidenten genügt aber auch, um die 
Rechtsmittelfriſt zu wahren (§ 249 Abſatz 3 
Satz 2 AO). 

Für die Rechtsbeſchwerde gelten die Aus⸗ 
führungen entſprechend. Nur tritt an die Stelle des 
Dberfinanzpräfidenten der Reichs⸗ 
finanzhof (Hinweis auf $ 305 AD). 


8. Verhältnis der Ungehorſamsfolgen zueinander 

Die Ungehorſamsfolgen gründen ſich 
auf voneinander völlig verſchiedene Voraus⸗ 
ſetzungen (Hinweis auf die Ausführungen in den 
Abſchnitten 9, 12, 15 und 21). Sie ergeben ſich als 
Folgen verſchiedener Arten des Ungehorſams. 

Dem entſpricht es, daß die Anſprüche aus den 
Ungehorſamsfolgen gar nicht ein und den⸗ 


ſelben Fall betreffen können. Die Anſprüche 
können demgemäß nebeneinander geltend 


gemacht werden, ſofern nur ihre Vorausſetzungen 
— ſelbſt in bezug auf ein und dieſelbe Steuer 
geſehen — nebeneinander vorliegen. 
Beiſpiel: 

E hat feine Einkommenſteuererklärung (oder ſonſt 
eine Steuererklärung) nicht friſtgemäß abgegeben. Er 
reicht ſie erſt ein, nachdem das Finanzamt ein ihm unter 
Friſtſetzung angedrohtes Erzwingungsgeld feſtgeſetzt und 
beigetrieben hat. 

Das Finanzamt kann bei der Steuerfeſt⸗ 
ſetzung auch einen Steuerzuſchlag wegen der 
nicht rechtzeitigen Abgabe der Steuererklärung feſt⸗ 
ſetzen. Würde E die feſtgeſetzte Steuer nicht friſtgemäß 
entrichten, fo wäre außerdem der Säumnis zu⸗ 
ſchlag verwirkt. 

Ein Nebeneinander von Erzwin⸗ 
gungsgeldern und Sicherungsgeldern 
iſt begrifflich ausgeſchloſſen, wenigſtens 
ſoweit es ſich um die Nichtbefolgung der- 
ſelben Vorſchriften handelt. Die Vorſchriften, 
deren Innehaltung durch die Beſtimmung der 
Sicherungsgelder mittelbar erzwungen 
werden ſoll, können nicht auch durch Erzwin⸗ 
gungsgelder unmittelbar erzwungen wer⸗ 
den; denn der Sinn dieſer Vorſchriften, die dem 
Steuerpfli chtigen als „Bedingungen“ 
für ſteuerliche Erleichterungen oder Ver⸗ 
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günſtigungen auferlegt werden dürfen, befteht 
nicht in dem Zwang der Steuerpflichtigen zu einem 
beſtimmten Verhalten, ſondern darin, daß ihre 
Nichteinhaltung — abgeſehen von der Ver⸗ 
wirkung des Sicherungsgeldes — zur Ver⸗ 
ſagung oder zum Widerruf der Erleichte⸗ 
rung oder Vergünſtigung führt, für deren 
Gewährung fie die „Bedingungen“ bildeten. 


B. Der Steuerzuſchlag 

9. Vorausſetzungen 

Das Finanzamt kann 8 168 Abſatz 2 Satz 1 AO 
gemäß einen Zuſchlag bis zu 10 v. H. der end⸗ 
gültig feſtgeſetzten Steuer auferlegen, 
wenn die Friſt zur Abgabe einer Steuer- 
erklärung nicht gewahrt worden iſt. Es hat 
den Zuſchlag zu unterlaſſen oder zurück⸗ 
zunehmen, wenn die Verſäumnis entſchuld⸗ 
bar erſcheint ($ 168 Abſatz 2 Satz 2 AO). 


Vorausſetzung für die Auferlegung des Steuer⸗ 
zuſchlags find demgemäß: 


1. die Nichteinhaltung einer Friſt für die Ab⸗ 
gabe einer Steuererklärung und 
2. die Unentſchuldbarkeit dieſer Säumnis. 


Auch wenn die Vorausſetzungen vorliegen, iſt das 
Finanzamt aber nicht gezwungen, den 
Steuerzuſchlag feſtzuſetzen. Es liegt im Er⸗ 
meſſen des Finanzamts, ob es den Steuer⸗ 
zuſchlag feſtſetzen will oder nicht. Das Finanzamt 
hat demgemäß auch beim Vorliegen der Voraus⸗ 
ſetzungen zu prüfen, ob die Auferlegung des 
Steuerzuſchlags der Billigkeit und Zwed- 
mäßigkeit entſpricht (Hinweis auf $ 2 StAnpG). 
Beiſpiel: 

F gibt ſeine Umſatzſteuervoranmeldung, ohne einen 
entſchuldbaren Grund dafür zu haben, erſt am 12. des 
auf den Vorauszahlungszeitraum folgenden Monats ab 
alſo $ 13 Abſatz 1 Satz 1 AO gemäß verſpätet. Die Vor⸗ 
ausſetzungen für die Feſtſetzung eines Steuerzuſchlags 
§ 168 Abſatz 2 AO gemäß ſind damit gegeben. 

Das Finanzamt wird aber für gewöhnlich von 
der Auferlegung des Steuerzuſchlags abſehen. Bei 
einer derartiggeringen Friſtüberſchreitung würde es 
nicht der Billigkeit entſprechen, einen Steuerzuſchlag 
feſtzuſetzen, wenigſtens dann nicht, wenn es ſich bei der 
Überſchreitung um einen gelegentlichen Einzelfall 
handelt. 

Anders liegt es dagegen, wenn F ſich ſchon öfter 
ſolche Verſäumniſſe hat zuſchulden kommen laſſen. 
Dann kann es trotz der Geringfügigkeit der ein- 
zelnen Friſtüberſchreitung aus Zweckmäßigkeits⸗ 
gründen gerechtfertigt ſein, einen Steuer zu⸗ 
ſchlag feſtzuſetzen. 

Die Friſt für die Abgabe einer Steuer⸗ 
erklärung iſt nicht innegehalten, wenn der letzte 
Tag der Friſt verſtrichen iſt, ohne daß die 
Steuererklärung bei der zuſtändigen Finanz⸗ 
behörde eingegangen iſt. Zur Wahrung der 
Friſt genügt aber, daß die Steuererklärung bis 
24 Uhr des letzten Tages der Friſt in den Brief⸗ 
kaſten der Behörde geworfen ift; eine Inne⸗ 
haltung der Dienſtſtunden iſt nicht er⸗ 
forderlich (Hinweis auf das RFS-Urteil vom 
30. September 1936, NSDL. 1936 S. 994). Gleich⸗ 
gültig tft, ob es ſich um eine von Geſetzes (Sin- 


weis z. B. auf § 167 Abſatz 3 AO) oder von Amts 
wegen (Hinweis z. B. auf § 167 Abſatz 2 AO) geſetzte 
Friſt handelt. Auch die Nichteinhaltung einer 
vom Finanzamt verlängerten Friſt (Hinweis 
auf § 167 Abſatz 4 AO) rechtfertigt die Auf⸗ 
erlegung des Steuerzuſchlags. 


Der Nichtabgabe oder nicht recht⸗ 
rechtzeitigen Abgabe einer Steuererklärung 
ſteht es gleich, wenn die Steuererklärung 
in ihrer äußeren Form nicht den Erforderniſſen 
entſpricht, die an ſie geſtellt werden müſſen (Hinweis 
3. B. auf 8 166 AO). Eine Erklärung, bei der die 
Unterſchrift des Erklärenden fehlt, iſt eben 
nicht eine Steuererklärung. Die Abgabe 
einer ſolchen Erklärung kann demgemäß die Friſt 
nicht wahren. 


Unbeachtlich iſt dagegen — wenigſtens für die 
Frage der Friſtwahrung —, ob die Steuererklärung 
ſachlich richtig iſt. Auch eine ſachlich unrich⸗ 
tige Steuererklärung iſt eine Steuererklä⸗ 
rung. Ihre Abgabe genügt für die Wahrung 
der Friſt. 

Was die Entſchuldbarkeit einer Friſt⸗ 
überſchreitung anbetrifft, ſo folgt aus der 
Faſſung des § 168 Abſatz 2 AO (Erwähnung des 
Schuldmoments erſt im Satz 2) daß für den Regel 
fall von der Unentſchuldbarkeit der Friſt⸗ 
überſchreitung ausgegangen wird. Daß die 
Unentſchuldbarkeit trotz ihrer Erwähnung 
erſt im Satz 2 mit zu den Vorausſetzungen für 
die Auferlegung des Steuerzuſchlags gehört, 
ergibt ſich daraus, daß das Finanzamt die Feſt⸗ 
ſetzung „zu unterlaſſen hat“, wenn die Friſt⸗ 
überſchreitung entſchuldbar erſcheint. 
Das Finanzamt muß alſo bereits bei der Feſt⸗ 
ſetzung des Steuerzuſchlags prüfen, ob ein Ver⸗ 
ſchulden vorliegt. Nur folgt aus der Faſſung, daß 
das Finanzamt keine beſonderen Ermittlungen 
anzuſtellen braucht. Es genügt für die Feſtſetzung, 
wenn keinerlei Anhaltspunkte für die 
Entſchuldbarkeit der Friſtüberſchreitung vor⸗ 
liegen. 

Wann die Friſtüberſchreitung entſchuldbar 
erſcheint, iſt Tatfrage. Es kommt dabei auf die 
Umſtände des Einzelfalls und die per⸗ 
ſönlichen Verhältniſſe des Betroffenen an. 
Bei kurzen Friſten werden an die Entſchuld⸗ 
barkeit in der Regel geringere Anforde- 
rungen zu ſtellen ſein als bei langen Friſten, 
bei Steuererklärungen mit umfangreicheren 
Vorarbeiten geringere als bei ſolchen ohne 
größere Vorarbeiten. Anhaltspunkte geben 
die Grundſätze, wie ſie von der Rechtſprechung zur 
Nachſichtgewährung entwickelt worden ſind 
[Hinweis auf Schönwald, Nachſicht wegen Ver⸗ 
ſäumung einer Ausſchlußfriſt, DEZ 1938 Nr. 41]. 

Daß ein Verſchulden des Vertreters (Bevoll⸗ 
mächtigten) dem des Steuerpflichtigengleich⸗ 
ſteht, iſt für den Steuer zuſchlag nicht aus⸗ 
drücklich angeordnet. Trotzdem wird daraus keines⸗ 
wegs zu folgern ſein, daß nur das Verſchulden 
des Steuerpflichtigen ſelbſt ausreiche, um die 
Feſtſetzungen des Steuerzuſchlags zu rechtfertigen. 
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Es iſt ein für das geſamte Steuerrecht geltender 
Grundſatz, daß, wer ſich vertreten läßt oder 
kraft Geſetzes vertreten wird, für das Verſchulden 
ſeines Vertreters einzuſtehen hat (Hinweis 
auf § 86 Satz 2, 8103 Satz 2, § 111 und — allerdings 
etwas einſchränkender — § 416 AO). Dem entſpricht, 
daß der Steuerpflichtige ſich die Auf⸗ 
erlegung des Steuerzuſchlags auch dann 
gefallen laſſen muß, wenn nicht er, ſondern ſein 
Vertreter die Friſtüberſchreitung ver⸗ 
ſchuldet hat. 

Miel 

G hat einen Steuerberater mit der Abgabe der Ein⸗ 
kommenſteuererklärung für 1938 betraut. Der Steuer⸗ 
berater hat die Steuererklärung aus Arbeitsüberlaſtung 
verſehentlich zu ſpät abgegeben. 

Die Auferlegung des Steuerzuſchlags iſt 
gerechtfertigt. Den & trifft zwar kein eigenes 
Verſchulden. Das träfe ihn nur, wenn er eine auch ih m 
als unzuverläſſig bekannte Perſon zum Ver⸗ 
treter beſtellt hätte. Er muß ſich aber das Ver⸗ 
ſchulden des Steuerberaters wie eigenes 
Verſchulden zurechnen laſſen. Den Steuerberater 
trifft ein Verſchulden; denn Arbeitsüber⸗ 
laſtung iſt kein Entſchuldigungsgrund. 
Wenn der Steuerberater überlaſtet war, ſo daß er die 
Friſt nicht einhalten konnte, hätte er wenigſtens recht⸗ 
zeitig um Friſt verlängerung bitten können 
und müſſen. 


Steuererklärung iſt jede Erklärung, die 
nach Maßgabe der Geſetze oder der Ausfüh⸗ 
rungsbeſtimmungen als Unterlage für 
die Feſtſtellung von Beſteuerungsgrund⸗ 
lagen oder für die Feſtſetzung einer Steuer 
dient (8 166 Abſatz 1 Satz 1 AO). Steuererklärungen 
ſind zum Beiſpiel die Umſatzſteuervoran⸗ 
meldungen ($ 13 Abſatz 2 UStG) und die Loh n⸗ 
ſteueranmeldungen (8 44 Abſatz 3 Satz 2 
LSDB) Die Nichtabgabe oder nicht recht- 
zeitige anderer Erklärungen als Steuer⸗ 
erklärungen (z. B. der im $ 170 AD erwähnten er⸗ 
gänzenden Auskunft zur Steuererklärung) vermag 
demgemäß die Auferlegung des Steuerzuſchlags 
micht zu rechtfertigen. 


Zu den Steuererklärungen — das ſei 
insbeſondere mit Rückſicht darauf erwähnt, daß in der 
Praxis der Verwaltung der Zölle und Ver⸗ 
brauchſteuern von der Möglichkeit der Auf⸗ 
erlegung eines Steuerzuſchlags kein Gebrauch ge⸗ 
macht wird — zählen auch zum Beiſpiel die An⸗ 
meldung der zu verſteuernden Zuckermengen 
($ 6 ZuckStch) oder die in der überſendung des 
Bierſteuerbuchs liegende Erklärung (8 63 
Abſatz 1 Bier Std). Bei Nichteinhaltung der für die 
Abgabe dieſer Erklärungen vorgeſehenen Friſten kann 
demgemäß ein Steuerzuſchlag auferlegt 
werden. Auch die Hauptzollämter ſind 
Finanzämter im Sinn der Reichsabgabenord⸗ 
nung (§ 17 Abſatz 3 Satz 2 AO — eingefügt als eine 
dem ſchon bisher geltenden Zuſtand entſprechende 
Regelung durch das Geſetz zur Anderung der Reichs⸗ 
abgabenordnung vom 4. Juli 1939, RStBl. 1939 
S. 801). Auch für ſie gilt demgemäß die im 
§ 168 Abſatz 2 AO enthaltene Ermächtigung. 


10. Höhe des Steuerzuſchlags 


Der Steuerzuſchlag darf bis zu 10 v. H. 
der endgültig feſtgeſetzten Steuer be⸗ 
tragen (8 168 Abſatz 2 Satz 1 AO). Das Geſetz gibt 
alſo nur eine Höchſtgrenze. Innerhalb des 
dadurch geſetzten Rahmens iſt das Finanzamt 
nicht gebunden, ſondern hat nach pflicht⸗ 
gemäßen Ermeſſen zu entſcheiden, welchen Satz es 
im gegebenen Fall wählt. 


Endgültig iſt die Steuer, wie ſie ſich unter 
Berückſichtigung aller etwaiger Ande⸗ 
rungen ſchließlich ergibt. Um nicht nur die Nach⸗ 
teile im Fall der Herabſetzung, ſondern auch 
die Vorteile im Fall der Erhöhung der 
Steuer zu haben, empfiehlt es ſich, demgemäß, den 
Steuerzuſchlag in Form eines Hundert⸗ 
Satzes der Steuer und nicht in einem feſt be⸗ 
ſtimmten Betrag feſtzuſetzen. 

Beiſpiel: 

H hat feine Einkommenſteuererklärung berjpätet ab⸗ 
gegeben. Das Finanzamt hat ihn zu einer Steuer von 
5112 RM veranlagt und einen Steuerzuſchlag wegen der 
Nichteinhaltung der Erklärungsfriſt in Höhe von 5 v. H. 
der Steuer (= 255,60 RM) feſtgeſetzt. Wird die Ein⸗ 
kommenſteuer durch Rechtsmittelentſcheidung 
oder durch Berichtigung auf 3204 RMermäßigt 
oder auf 6048 RM erhöht, fo beträgt der Steuer⸗ 
zuſchlag entſprechend im erſten Fall 160,20 
Reichsmark, im letzten 302,40 RM. 


Würde der Steuerzuſchlag in dem ge⸗ 
gebenen Beiſpiel nicht in einem Hundert⸗ 
Satz, ſondern in einem feſten Betrag (alſo etwa 
ſchlechthin auf 200 RM) feſtgeſetzt worden ſein, ſo 
wäre es zum mindeſten zweifelhaft, ob nicht die 
Aufrechterhaltung dieſes Betrags im Fall der 
Herabſetzung der Steuer als Verſchär⸗ 
fung des Zuſchlags aufzufaſſen und demgemäß 
mit dem im § 95 AD enthaltenen Verbot (Hinweis 
auf die Ausführungen zu Abſchnitt 5) in Wider ⸗ 
ſpruch ſtünde. Unzweifelhaft aber wäre im 
Fall der Erhöhung der Steuer die ent⸗ 
sprechende Erhöhung des einmal beſtimmt 
feſtgeſetzten Steuerzuſchlags durch das Ver⸗ 
bot des § 95 AO ausgeſchloſſen. Dagegen 
ſteht die Erhöhung des in einem Hundert⸗ 
Satz feſtgeſetzten Steuerzuſchlags mit $ 95 AO 
nicht im Widerſpruch; denn der feſtgeſetzte 
Hundert⸗Satz wird nicht geändert. Selbſt⸗ 
verſtändlich bleibt es dem Finanzamt in dieſem Fall 
unbenommen, den feſtgeſetzten Hundert⸗Satz zu er⸗ 
mäßigen, wenn es ihn in ſeinen der Steuer⸗ 
erhöhung angepaßten Betrag (abſoluten Betrag) 
für zu hoch, alſo „nachträglich für unge⸗ 
rechtfertigt“ hält (§ 98 AO). 


Beziehen ſich mehrere Steuererklärungen auf 
ein und dieſelbe Steuer, ſo muß doch, ſoweit die 
Steuererklärungen nebeneinander erforder⸗ 
lich und voneinander unabhängig ſind (wie 
3. B. bei den Umſatzſteuervoranmeldungen der Umſatz⸗ 
ſteuererklärung), jede einzelne Steuer⸗ 
erklärung für ſich betrachtet werden. Es kann alſo 
der Steuerzuſchlag ſo oft auferlegt werden, als die 
einzelnen Stenererklärungen nicht oder nicht 
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rechtzeitig abgegeben worden find, und zwar jedes 
Mal bis zu 10 v. H. der nach der einzelnen 
Steuererklärung feſtgeſetzten Steuer, ſo daß 
— ungünſtigſtenfalls — ein Steuerzuſchlag von 
20 v. H. der Steuer herauskommen kann (Hin⸗ 
weis auf das RFH⸗Gutachten vom 30. Juni 1939, 
RStBl. 1939 S. 825). 
Bie pe 
K hat mehrere ſeiner Umſatzſteuervoranmeldungen 
beripätet abgegeben. Das Finanzamt hat ihm jeweils 
5 v. H. der in Betracht kommenden Umſatzſteuervoraus⸗ 
zahlungen als Steuerzuſchlag wegen verſpäteter Abgabe 
der Steuererklärungen auferlegt. 
N gibt auch feine Umſatzſteuererklärung verſpätet ab. 
Das Finanzamt kann ihm einen Steuer zu ſchlag 
bis zu 10 b. H. der feſtgeſetzten Umſatzſteuer (Ge⸗ 
ſamtjahresbetrag) auferlegen, obwohl der ge⸗ 
ſamte Steuerzuſchlag (alſo zuſammen mit den 
Steuerzuſchlägen, die für die Überſchreitung der 
Voranmeldungsfriſt verwirkt waren) nunmehr 
den Betrag von 10 v. H. der endgültig feſtge⸗ 
ſetzten Steuer überſteigt. 


Die ende bebe feſtgeſetz ze Ste e, 
wie fie 8 168 Abſatz 2 Satz 1 AO gemäß die Grund⸗ 
lage für die Berechnung des Steuerzu⸗ 
ſchlags bildet, iſt nicht etwa gleichbedeutend 
mit zu „entrichtender“ Steuer. Feſtgeſetzte 
Steuer und zu entrichtende Steuer können 
ſich in ihren Beträgen decken, müſſen es aber 
nicht. So wird namentlich bei den Steuern, bei denen 
Vorauszahlungen zu entrichten ſind — ins⸗ 
beſondere alſo bei der Einkommenſteuer und 
bei der Umſatzſteuer — der Betrag der feſt⸗ 
geſetzten Steuer von dem der zu entrichten⸗ 
den Steuer oft abweichen. 


Maßgebend für die Berechnung des 
Steu erzuſchla ges iſt dann nicht der Betrag der 
zu entrichtenden Steuer, ſondern der der 
feſtgeſetzten Steuer. Das „endgültig“ im 
3 168 Abſatz 2 AO gehört zu „feſtgeſetzt“ und 
nicht zu „Betrag“. Als feſtgeſetzte Steuer 
aber wird nach der Begriffs verwendung des 
Geſetzes (Hinweis z. B. auf § 13 Abſatz 3 Satz 2 
USt® und § 47 EStG) die unmittelbar auf 
Grund der Veranlagung ſich ergebende Steuer 
bezeichnet und nicht die ſich auf Grund etwaiger 
An rechnungen ergebende Abſchlußzahlung 
(Hinweis auch auf das RF -⸗Gutachten vom 4. Januar 
1927, Amtliche Sammlung Bd. 20 S. 161). 
Beiſpiel: 

L hat ſeine Einkommenſteuererklärung verſpätet ab⸗ 
gegeben. Seine Einkommenſteuer beträgt nach der Ein⸗ 
kommenſteuertabelle 15 444 RM. Darauf ſind anzurech⸗ 
nen 2401,20 RM einbehaltene Lohnſteuer, 1200 RM 
Kapitalertragſteuer und 12 000 RM entrichtete Voraus⸗ 
zahlungen, ſo daß als noch zu entrichten 1042,80 RM 
berbleiben. 

Maßgebend für die Berechnung des 
Steuerzuſchlags iſt der Betrag von 15444 RM. 
Denn nur die ſer iſt der Betrag der feſtgeſetzten 
Steuer. (Etwaige Härten, die ſich dabei aus der 
Außerachtlaſſung der bereits entrichteten 
Beträge ergeben, konnen erforderlichenfalls in 
der Wahl des feſtzuſetzenden Hundert⸗Satzes be⸗ 
rückſichtigt werden.) 


Obwohl and ers als bei der für den Säum⸗ 
niszuſchlag getroffenen Regelung (Hinweis auf 
$ 1 StSäumG) der Steuerzuſchlag nicht 


ausdrücklich als einmaliger Zuſchlag bezeich- 
net wird, muß doch aus dem Weſen des Steuerzu⸗ 
ſchlags und aus ſeinem Sinn gefolgert werden, daß 
auch der Steuer zuſchlag nur einmal feſt⸗ 
geſetzt werden kann, ſoweit es ſich um ein und 
dieſelbe Steuererklärung handelt. Die Auf- 
erlegung des Steuerzuſchlags ſoll dem 
Steuerpflichtigen um der Nichteinhaltung der 
Erklärungsfriſt einen beſtimmten Rechts na chteil 
zufügen. Für die Auferlegung des Rechtsnach⸗ 
teils iſt es gleichgültig, ob der Steuerpflichtige 
in ſeinem Ungehorſam verharrt oder die Steuer⸗ 
erklärung wenigſtens ſpäter abgibt. Es kann 
dann umgekehrt auch nicht zuläſſig ſein, 
dem Steuerpflichtigen, wenn er in ſeinemUngehor⸗ 
ſam verharrt, nochmals den gleichen 
Rechtsnachteil aufzuerlegen. 

Beiſpiel: 

M hat ſeine Steuererklärung nicht rechtzeitig abge⸗ 
geben. Das Finanzamt hat ihm eine Friſt geſetzt. Auch 
dieſe Friſt hat M nicht eingehalten. 

Das Finanzamt kann den Steuer zuſchlag nur 
einmal auferlegen, und zwar wegen der Verſäu⸗ 
mung der Steuererklärungsfriſt. Es kann den 
Steuerzuſchlag nicht auch wegen der Verſäu⸗ 
mung der von ihm (dem Finanzamt) geſetzten 
Friſt auferlegen. 


11. Schuldner und Haftender 


Wenn § 168 AO im Abſatz 1 zunächſt von den 
Steuerpflichtigen ſpricht und dann im Ab⸗ 
ſatz 2 von der Möglichkeit, daß, wenn „ſie die Pflicht 
nicht wahren, ihnen“ ein Steuer zuſchlag auf 
erlegt werden kann, ſo ergibt ſich daraus ganz ein⸗ 
deutig, daß der Steuerzuſchlag immer nur 
dem Steuerpflichtigen ſelbſt auferlegt wer⸗ 
den darf. Der Steuer zuſchlag darf auchdann 
nur dem Steuerpflichtigen auferlegt werden, 
wenn nicht der Steuerpflichtige, ſondern 
deſſen Vertreter die Nichteinhaltung der 
Erklärungsfriſt verſchuldet hat. In dem im Ab⸗ 
ſchnitt 9 Abſatz 8 erwähnten Beiſpiel kann alſo der 
Steuerzuſchlag nur dem G gegenüber feſt⸗ 
geſetzt werden und nicht etwa nur oder auch dem 
Steuerberater gegenüber. 


Dem Steuerpflichtigen gleichſteht 
zwar, wer neben oder an Stelle des Steuerpflich⸗ 
tigen für deſſen Steuern haftet ($ 97 Abſatz 2 AO). 
Die Pflicht, für die richtige Abgabe der Steuer⸗ 
erklärung zu ſorgen, trifft aber den, der als Be vo II- 
mächtigter oder ſonſt für den Steuerpflichtigen zu 
handeln berechtigtiiſt, nicht als Haftenden, 
ſondern zunächſt allein um ſeines Auftretens 
oder ſeiner Berechtigung willen (Hinweis auf 
88 103 bis 105 und 108 AO). Zum Haftenden 
wird er erſt, wenn durch ſeine ſchuldhafte 
Pflichtverletzung Steuern verkürzt wer⸗ 
den (§ 109 AO), und auch dann erſtreckt ſich die Haf⸗ 
tung nur auf die verkürzten Steuern und 
nicht auf etwaige Steuerzuſchläge. 


Anders iſt es, wenn den Haftenden als ſol⸗ 
chen die Pflicht zur Abgabe einer Steuer- 
erklärung trifft, wie es zum Beiſpiel bei der 
Pflicht des Arbeitgebers zur Abgabe der Lohn⸗ 
ſteueranmeldung ($ 44 ESt) der Fall iſt 
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Der Arbeitgeber iſt von vornherein für die 
Lohnſteuer verhaftet (§ 38 Abſatz 3 Satz 2 EStG). 
Er hat alſo 8 97 Abſatz 2 AO gemäß inſoweit die 
Stellung eines Steuerpflichtigen. Dar⸗ 
aus folgt, daß, wenn er die Lohnſteueranmel⸗ 
dung verſpätet abgibt, der Fall genau ſo 
liegt, wie wenn ein Steuerpflichtiger ſeine 
Steuererklärung — denn auch bei der Lohn⸗ 


Betriebsprüfung und Verjährung 


ſteueranmeldung handelt es ſich um eine ſolche —- 
verſpätet abgibt. Das heißt dann aber nichts 
anderes, als daß das Finanzamt berechtigt 
iſt, dem Arbeitgeber einen Steuer zuſchlag 
wegen der Nichteinhaltung der Lohn⸗ 
ſteueranmeldungsfriſt aufzuerlegen (Hin⸗ 
weis auf das RF H⸗Urteil vom 26. November 1988, 
R Stgl. 1938 S. 1121). 


Von Obersteuerinspektor Benning. Lehrer an der Reichsfinanzschule Herrsching 
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1. Einführung, 

2. Beginn der Verjährung. 

3. Hemmung und Unterbrechung der Verjährung, 

4. Verjährung und Betriebsprüfer, 

5. Unterbrechung der Verjährung durch die 
Betriebsprüfung, 


1. Einführung 

Die Betriebsprüfung befaßt ſich in der Regel mit 
der Nachprüfung der Grundlagen für die Steuerfeſt⸗ 
ſetzung vergangener Jahre. Von beſonderer 
Bedeutung iſt dabei die Frage, wie weit und 
in welchem Umfang bei einer ſolchen Prüfung 
wirkſam in die Vergangenheit zurück⸗ 
gegriffen werden kann. Die Beantwortung 
der Frage iſt abhängig von der Möglichkeit, Steuern 
für zurückliegende Jahre nachzuerheben. 

Die Anſprüche aus den Steuergeſetzen unterliegen 
der Verjährung (§ 143 AO). Die Verjährung 
bedeutet Erlöſchen der Anſprüche, die dem 
Steuerberechtigten aus den Steuergeſetzen zuſtehen, 
und zwar durch Zeitablauf (8 148 Satz 1 AO). 
Der Zweck der Verjährung iſt, den Steuerpflichtigen 
vor zeitlich unbegrenzten Nachforderungen zu be⸗ 
wahren. 8 

Die Möglichkeit der Nacherhebung von Steuern 
durch eine Betriebsprüfung iſt demgemäß be⸗ 
ſchränkt. 


2. Beginn der Verjährung 

Die Verjährung tritt mit Ablauf der Ver 
jährungsfriſt ein. 

Die Verjährungsfriſt beträgt bei Zöllen und 
Verbrauchsabgaben ein Jahr, bei der 
Grundſteuer drei Jahre und bei den ande⸗ 
ren Steuern fünf Jahre, bei hinter- 
zogenen Steuern zehn Jahre (8144 A0). 

§ 145 AO gemäß beginnt die Verjährung mit 
Ablauf des Jahrs, in dem der Anſpruch entſtan⸗ 
den iſt. (Wegen Entſtehens des Anſpruchs Hin⸗ 
weis auf 83 des Steueranpaſſungsgeſetzes.) 

Bei hinterzogenen Steuern verjährt der 
Anſpruch nicht, bevor die Strafverfolgung 
und Strafvollſtreckung verjährt ſind. 

Wenn die Zahlung hinausgeſchoben oder 
geſtundet iſt, oder wenn Sicherheit ge- 
leiſtet iſt, wird der Beginn der Verjährung hin 
ansgeſchoben. Sie beginnt in dieſen Fällen mit 
Ablauf des Jahrs, in dem der Zahlungsaufſchub oder 


6. Unterbrechung der ee! durch vorbereitende Maß⸗ 
nahmen zu einer Betriebsprüfung, 

7. Ausdehnung des Prüfungsauftrags und Grenzen für die 
Unterbrechung der Verjährung, 

8. Wirkung der Unterbrechung der Verjährung durch eine 
Betriebsprüfung gegenüber den mitveranlagten Ange⸗ 
hörigen. 


die Stundung abgelaufen oder die Sicherheit er⸗ 
loſchen iſt (8145 AO). 


3. Hemmung und Unterbrechung der Verjährung 

Die Verjährung iſt gehemmt, wenn die An⸗ 
ſprüche wegen höherer Gewalt nicht verfolgt werden 
können. Die Hemmung tritt jedoch nur ein, wenn 
die Hemmungsgründe in den letzten ſechs Monaten der 
Verjährungsfriſt aufgetreten ſind. Die Verjährungs⸗ 
friſt wird um den gleichen Zeitraum, in dem die Hem⸗ 
mungsgründe beſtanden haben, verlängert (§ 146 AO). 

Die Verjährung kann auch durch beſtimmte Hand⸗ 
lungen des Anſpruchsberechtigten oder des zur Lei⸗ 
ſtung Verpflichteten unterbrochen werden. Als 
ſolche Handlungen find § 147 AO gemäß die ſchrift⸗ 
liche Zahlungs aufforderung, der Zah— 
lungsaufſchub, die Stundung, jede An⸗ 
erkennung des Zahlungspflichtigen und jede 
Handlung, die das zuſtändige Finanzamt zur 
Feſtſtellung des Anſpruchs oder des Verpflichteten vor⸗ 
nimmt, anzuſehen. 

Mit Ablauf des Jahrs, in dem die Unterbrechung 
ihr Ende erreicht, beginnt eine neue Verjährung. 


4. Verjährung und Betriebsprüfer 

Die Kenntnis der Beſtimmungen über die Ver⸗ 
jährung iſt für den Betriebsprüfer von Bedeutung. 
Die Ausdehnung der Betriebsprüfung und deren 
Möglichkeiten ſind oft davon abhängig. Beſonders 
wichtig iſt die Frage, inwieweit die Betriebsprüfung 
ſelbſt und die damit verbundenen Handlungen auf 
die Verjährung einwirken können. 

Dieſe Frage ſoll in den folgenden Ausführungen 
unterſucht werden. 


5. Unterbrechung der Verjährung durch die Betriebs⸗ 
prüfung 
Die Betriebsprüfung iſt grundſätzlich als 
eine zur Feſtſtellung der Steueran- 
ſprüche vorgenommene Handlung anzu⸗ 
ſehen. Demgemäß wird durch fie die laufende Ver— 
jährung unterbrochen. Mit Ablauf des 
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Jahrs, in dem die Unterbrechung durch die Betriebs⸗ 
prüfung ihr Ende erreicht hat, beginnt eine neue 
Verjährung. 

Für die Unterbrechung genügt es, daß die 
Betriebsprüfung noch vor Ablauf der Ver⸗ 
jährungsfriſt begonnen wurde. Ob die Feſtſtellun⸗ 
gen der Betriebsprüfung noch innerhalb der alten Ver⸗ 
jährungsfriſt getroffen werden, iſt unerheblich. 
Es iſt auch einerlei, wann der Steuerpflichtige von 
derartigen Feſtſtellungen Kenntnis erhält. Die 
Betriebsprüfung iſt wie jede Handlung des Finanz⸗ 
amts, die ſich zur Feſtſtellung des Steueranſpruchs 
gegen den Verpflichteten richtet, geeignet, die Ver⸗ 
jährung zu unterbrechen, auch ohne daß ſie für den 
Steuerpflichtigen zunächſt in ihrer Auswirkung er⸗ 
kennbar wird. Hinweis auf das RZH⸗Urteil vom 
15. Dezember 1933 V A 482/33, RStBl. 1934 S. 32. 
Beiſpiel: 


Die Verjährungsfriſt für einen Steueranſpruch läuft 
am 31. Dezember 1938 ab. Die Betriebsprüfung beginnt 
am 28. Dezember 1938. Die Feſtſtellungen, die zu einer 
Anderung der am 31. Dezember 1938 verjährenden An⸗ 
ſprüche führen, erfolgen tatſächlich erſt im Lauf des 
Januar 1939. Der Betriebsprüfungsbericht, in dem ſolche 
Feſtſtellungen dem Steuerpflichtigen bekannt werden, 
wird im April 1939 zugeſtellt. 


Für die ſonſt am 31. Dezember 1938 verjährenden 
Steueranſprüche wird die Verjährung trotzdem unter⸗ 
brochen. Die neue Verjährungsfrift beginnt mit Ablauf 
des Jahrs 1939. 

Zu dem gleichen Ergebnis wird es führen, wenn 
die noch im alten Verjährungszeitraum in ent⸗ 
ſprechender Ausdehnung (Hinweis auf Abſchnitt 7) be⸗ 
gonnene Betriebsprüfung unterbrochen 
oder ausgeſetzt werden muß und erſt nach Ab⸗ 
lauf der bisherigen Verjährungsfriſt wieder auf⸗ 
genommen und zu Ende geführt werden kann. In 
dieſem Fall wird die Unterbrechung der Verjährung 
auch für ſolche Steueranſprüche eintreten, für die die 
Feſtſtellungen zu einer Steueränderung erſt im 
zweiten Teil der Betriebsprüfung erfolgen. Dabei 
wird es ohne Bedeutung ſein, ob die Gründe für die 
Unterbrechung oder Ausſetzung der Betriebsprüfung 
bei dem Finanzamt oder dem Steuerpflichtigen liegen. 
Beiſpiel: 

Die Verjährungsfriſt für einen Steueranſpruch läuft 
am 31. Dezember 1938 ab. Die Betriebsprüfung beginnt 
am 15. Dezember 1938 und wird am 24. Dezember 1938 
unterbrochen. Am 10. Januar 1939 wird die Betriebs⸗ 
prüfung fortgeſetzt und am 18. Januar 1939 beendet. Die 
Feſtſtellungen, die zu einer Anderung der ſonſt am 
31. Dezember 1938 verjährenden Anſprüche führen, er⸗ 
folgen im zweiten Teil der Betriebsprüfung. Der Be⸗ 


triebsprüfungsbericht wird dem Steuerpflichtigen im Mai 
1989 zugeſtellt. 


Die Verjährung wird für die am 31. Dezember 1938 
verjährenden Steueranſprüche unterbrochen. Die neue 
Verjährungsfriſt beginnt mit Ablauf des Jahrs 1939. 


6. Unterbrechung der Verjährung durch vorbereitende 
Maßnahmen zu einer Betriebsprüfung 


Die Finanzämter ſtellen oft gegen Jahresende 
Verjährungsliſten auf, in denen ſie jene 
Steuerpflichtigen vormerken, für die demnächſt eine 
Betriebsprüfung vorgeſehen iſt. Die Vormerkung hat 
den Zweck, die rechtzeitige Durchführung 
der Betriebsprüfungen vor Eintritt der 


Verjährung der nachzuprüfenden Steueranſprüche 
ſicherzuſtellen. Die Liſten dienen den Betriebsprüfern 
als notwendige Unterlage für die Prü⸗ 
fungspläne. 


Die Aufſtellung ſolcher Liſten und deren Zu⸗ 
leitung an die Betriebsprüfer ſtellen noch keine die 
Verjährung unterbrechenden Handlungen des Finanz⸗ 
amts dar. Sie können lediglich als innerdienſtliche 
Maßnahmen, die vorbereitender undallge⸗ 
meiner Natur ſind, angeſehen werden. Solche 
Maßnahmen dienen der im Betriebsprüfungsdienſt 
eines Finanzamts notwendigen Prüfung der Er⸗ 
faſſung der zu ſeiner Zuſtändigkeit gehörigen Steuer⸗ 
pflichtigen und gehen darauf hinaus, ganz allgemein 
eine Erforſchung der ſteuerlichen Verhältniſſe einer 
ganzen Reihe von Steuerpflichtigen im Wege einer 
Betriebsprüfung herbeizuführen. Hinweis auf das 
RFH-Urteill vom 14. Dezember 1932 1 A 96/32, 
RStBl. 1933 S. 7. 


Eine Unterbrechung der Verjährung kann 
dieſem Urteil gemäß ſelbſt dann noch nicht eintreten, 
wenn der Steuerpflichtige ganz allgemein von der Be⸗ 
triebsprüfungſtelle die Mitteilung erhält, daß dem⸗ 
nächſt bei ihm eine Betriebsprüfung vorgenommen 
werden wird. 


Der Reichsfinanzhof hat in dem bezeichneten 
Urteil die Frage offen gelaſſen, wie der Fall zu be⸗ 
urteilen wäre, wenn das Finanzamt aus einem 
beſonderen in der Perſon des Steuer⸗ 
pflichtigen liegenden Anlaß und zur 
Feſtſtellung beſtimmter Steueran⸗ 
ſprüche ſeine Maßnahmen getroffen hätte. 


In einem ſolchen Fall wird regelmäßig eine die 
Verjährung unterbrechende Handlung angenommen 
werden können. 

Beifpiel: 

Die Veranlagungſtelle (Bezirksbearbeiter) hat Be⸗ 
denken wegen der zutreffenden Ermittlung der Unter⸗ 
lagen für die Steuerveranlagung eines Steuerpflichtigen. 
Sie teilt ihre Bedenken noch vor der Verjährung der 
daraus dem Reich zuſtehenden Steueranſprüche der Be⸗ 
triebsprüfungſtelle mit. Der Betriebsprüfer erhält 
daraufhin durch das Finanzamt den ſchriftlichen Auftrag, 
eine Betriebsprüfung, insbeſondere zur Klärung der be⸗ 
ſtehenden Zweifel, durchzuführen. Kann nun die Betriebs⸗ 
prüfung nicht mehr vor Ablauf der Verjährungsfriſt vor⸗ 
genommen werden, erhält der Steuerpflichtige aber noch 
innerhalb der Verjährungsfriſt die Mitteilung von dem 
Prüfungsauftrag und deſſen Ausdehnung, ſo iſt darin 
zweifellos eine die Verjährung unterbrechende Handlung 
zu erblicken. 


In dieſem Beiſpiel wird die Unterbrechung ſogar 
auch dann als eingetreten angeſehen werden können, 
wenn der Steuerpflichtige von einem ſolchen Prü⸗ 
fungsauftrag des Finanzamts nicht mehr rechtzeitig 
(innerhalb der Verjährungsfriſt) verſtändigt wor⸗ 
den iſt. 

Ein noch innerhalb der Verjährungs⸗ 
friſt unter ſolchen Umſtänden durch das 
Finanzamt ausgefertigter Prüfungsauf⸗ 
trag muß als eine Handlung angeſehen werden, die 
auf die Feſtſtellung der Steuerſchuld eines beſtimmten 
Steuerpflichtigen zielt. Eine ſolche Handlung 
iſt aber für ſich allein ſchon geeignet, die Unter⸗ 
brechung der Verjährung zu bewirken. 


S. 858 / Deutsche Steuer-Zeitung u. Wirtschaftlicher Beobachter / 23. Jahrg. / Nr.38 / 23. Sept. 1939 
SE . . —wT——öö ä — — —— Ber m m m Uꝛ ꝓͥꝗ?j᷑.— "anne ̃ ñ— ͤ ͤ— — 


7. Ausdehnung des Prüfungsauftrags und Grenzen 
für die Unterbrechung der Verjährung 

Für die Beurteilung der Frage, in welchem Um⸗ 
fang eine Betriebsprüfung die Ver⸗ 
jährung rechtswirkſam unterbrochen 
hat, iſt die Ausdehnung des Prüfungs- 
auftrags entſcheidend. 

In der Regel wird der Prüfungsauftrag auf die 
Nachprüfung beſtimmter Jahre und Steueranſprüche 
ausgeſtellt ſein. Die auf Grund eines ſolchen Prü⸗ 
fungsauftrags durchgeführte Betriebsprüfung unter⸗ 
bricht dann alle in dem Auftrag bezeichneten Steuer⸗ 
anſprüche, und zwar ohne Rückſicht darauf, ob 
ſich bei der Betriebsprüfung Feſtſtellungen zu 
deren Anderung ergeben haben oder 
nicht. Hinweis auf das R§H⸗Urteil vom 17. Februar 
1937 VI A 552/36, RStBl. 1937 S. 587. 

Es iſt nicht erforderlich, daß der Prüf ungs⸗ 
auftrag ausdrücklich auf die Nachprüfung be⸗ 
ſtimmter Steuertatbeſtände abgeſtellt iſt. Auch bei 
einer Betriebsprüfung können nicht immer alle Fehler 
aufgefunden werden. Es würde daher untragbar ſein, 
wenn die Verjährung nur hinſichtlich ſolcher Tat⸗ 
beſtände unterbrochen werden würde, die Gegenſtand 
der Prüfung geweſen ſind. Damit würde der gewollten 
Steuerſchiebung Tür und Tor geöffnet werden; denn 
die Finanzämter ſind außerſtande, Prüfungsaufträge 
zu erteilen, die nur auf die durch Steuerpflichtige be⸗ 
wußt verſchleierten Einzeltatbeſtände gerichtet ſind. 
Aus dieſen Erwägungen heraus muß jeder auch 
nur allgemein gehaltene Prüfungs⸗ 
auftrag grundſätzlich als zur nter 
brechung der Verjährung geeignet an⸗ 
geſehen werden. Hinweis auf das RFH-Urteil vom 
2. Oktober 1936 W A 249/36, RStBl. 1937 S. 112. 

Lautet ein Betriebsprüfungsauftrag 
ganz allgemein auf die „Vornahme einer Betriebsprü⸗ 
fung im Sinn des § 162 Abſatz 10 AO“ o hne aus⸗ 
drückliche Beſchränkung auf beſtimmte 
Steuerabſchnitteund Steueranſprüche, 
ſo kann ein ſolcher Betriebsprüfungsauftrag jedoch 
nicht ausnahmslos die Verjährung aller no ch 
nicht verjährten Steuern unterbrechen. Eine 
nach einem ſolchen Prüfungsauftrag durchzuführende 
Betriebsprüfung hat ſich wohl auf alle Verhältniſſe zu 
erſtrecken, die für die Beſteuerung von Bedeutung ſein 
können, in ihrer Ausdehnung iſt die Betriebsprüfung 
jedoch beſchränkt. Die zeitliche Grenze geht 
in der Regel aus dem Geſetz hervor. § 162 Abſatz 10 
AD gemäß hat die Prüfung den Zeitraum bis zu 
der zuletzt erfolgten Prüfung zu um 
faſſen. Die Beſchränkung iſt verſtändlich, denn in der 
Regel wird es überflüſſig ſein, für Jahre, für die 
ſchon einmal eine Betriebsprüfung ſtattgefunden hat, 
nochmals zu prüfen. Die mit einem derartig allgemein 
gehaltenen Auftrag begonnene Betriebsprüfung 
unterbricht die Verjährung für alle in den 
geſetzlichen Prüfungszeitraum fallen⸗ 
den Steueranſprüche, ſoweit ſie nicht ſchon 
vor Beginn der Betriebsprüfung verjährt ſein ſollten. 
Hinweis auf das RF ⸗Urteil vom 19. November 1936 
III A 21/86, RStBl. 1936 S. 1171. e 

Erſtreckt ein Betriebsprüfer pflichtgemäß ſeine 
Prüfungstätigkeit auf frühere Jahre, die außer⸗ 


halb des gegenwärtig zu prüfenden Zeitraums liegen, 
weil ſich etwa unerwarteterweiſe neue Anhaltspunkte 
für ältere Steueranſprüche ergeben oder weil ein 
zurückliegender Tatbeſtand in die Gegenwart herein⸗ 
wirkt, ſo wird auch für dieſe früheren Jahre eine 
Unterbrechung der Verjährung anzunehmen ſein. 

Die Verjährung wird auch für ſolche Steuer⸗ 
anſprüche unterbrochen, die aus irgendwelchen Grün⸗ 
den im Prüfungszeitraum unerhoben geblieben und 
durch den Betriebsprüfer nicht beſonders nachgeprüft 
worden jind. 

Beiſpiel: 

Die Grundſtücksgeſellſchaft A wurde bis zum Jahr 
1928 zu den Aufbringungsleiſtungen herangezogen. Ab 
dem Jahr 1929 hat das Finanzamt in der Annahme 
falſcher Vorausſetzungen Aufbringungsleiſtungen nicht 
mehr feſtgeſetzt. 

Im April 1933 ordnete das Finanzamt 8 162 Abſ. 10 
AD gemäß eine Betriebsprüfung an. Die zuletzt vor⸗ 
genommene Betriebsprüfung erfaßte die Jahre bis 1928. 

Dem Betriebsprüfer lagen die geſamten Steuer⸗ 
akten, einſchließlich der die Aufbringungsleiſtungen be⸗ 
treffenden Akten, vor. 

In dem für die Jahre 1929 bis 1932 erſtellten Be⸗ 
triebsprüfungsbericht hat der Betriebsprüfer über die 
Aufbringungsleiſtungen nichts erwähnt. 

Bei einer Rechnungsprüfung im Jahr 1937 ſtellte der 
Beauftragte des Rechnungshofs feſt, daß die Geſellſchaft 
aufbringungspflichtig war. 

Im April 1938 ſtellte das Finanzamt dem Steuer⸗ 
pflichtigen die Beſcheide über die Aufbringungsleiſtungen 
für die Jahre 1929 mit 1937 zu. 

Die Geſellſchaft machte daraufhin für die Jahre 1929 
und 1930 die Verjährung der Aufbringungsleiſtungen 
geltend. 

Der Reichsfinanzhof lehnte die Rechtsbeſchwerde der 
Geſellſchaft ab mit der Begründung, daß durch die im 
April 1933 angeordnete Betriebsprüfung auch die 
V erjährung der Aufbringungsleiſtungen rechts⸗ 
wirkſam unterbrochen worden iſt, denn der 
Prüfungsauftrag hatte ſich auf alle Ver⸗ 
hältniſſe zu erſtrecken, die für die Beſteuerung 
von Bedeutung ſind. Dazu gehören aber auch die Auf⸗ 
bringungsleiſtungen. 

Daraus ergibt ſich, daß durch eine Betriebs⸗ 
prüfung zum mindeſten für alle in den 
geſetzlichen Prüfungszeitraum ($ 162 
Abſatz 10 AO) fallenden Steueranſprüche 
die Verjährung unterbrochen wird. 
Davon können nur die Steueranſprüche ausſcheiden, 
die im Betriebsprüſungsauftrag ausdrücklich aus⸗ 
genommen worden ſind. Hinweis auf das RFH⸗Urteil 
vom 27. Juni 1939 III 14/39, RStBl. 1989 S. 842. 


8. Wirkung der Unterbrechung der Verjährung durch 
eine Betriebsprüfung gegenüber den mitveranlagten 
Angehörigen 

Werden durch eine Betriebsprüfung die Ver⸗ 
jährungsfriſten für die Anſprüche des Reichs aus der 

Einkommenſteuer und aus der Vermögenſteuer gegen⸗ 

über dem geprüften Steuerpflichtigen unterbrochen, ſo 

wirkt ſich die Unterbrechung auch gegen die mit ihm 
§§ 26 und 27 EStG und $ 11 VStG gemäß zuſammen⸗ 
veranlagten Angehörigen (Ehegatte und Kinder) aus. 

Die mit dem Steuerpflichtigen zuſammenver⸗ 
anlagten Angehörigen müſſen alle Maßnahmen, die 
zur Feſtſtellung der Einkommenſteuer und der Ver⸗ 
mögenſteuer gegen den Steuerpflichtigen gerichtet ſind, 

auch gegen ſich gelten laſſen. Hinweis auf das RF H⸗ 

Urteil vom 27. Juni 1939 III 14/39, RStBl. 1939 

S. 842. 


Zum Steuergutscheinverfahren 


1. Sicherung von Gewährleiſtungsanſprüchen aus Lei⸗ 
ſtungsverträgen durch Steuergutſcheine I 


Zur Gewährleiſtung der Anſprüche, die ein 
Auftraggeber aus einem mit einem Unterneh⸗ 
mer abgeſchloſſenen Leiſtungsvertrag hat, 
und aus Anzahlungen, die im Rahmen eines ſolchen 
Vertrages vom Auftraggeber geleiſtet werden, bevor die 
vereinbarte Leiſtung erbracht iſt, wird oft die Beitel- 
lung von Sicherheiten vereinbart. Die Sicher ⸗ 
heitsleiſtung erfolgt dabei in der Regel dadurch, daß 
Wertpapiere hinterlegt oder Bürgſchaften bei⸗ 
gebracht werden. 

Die Hinterlegung von Steuergutſchei⸗ 
nen J zur Sicherung von derartigen Gewähr⸗ 
leiſtungsanſprüchen aus Leiſtungsverträ⸗ 
gen iſt nicht als eine Hinterlegung zur Sicherung von 
Krediten im Sinn des $ 11 der Zweiten NF DVO an⸗ 
zuſehen. Der Lauf der Friſten, die für die In an⸗ 
ſpruchnahme der Bewertungsfreiheit vor⸗ 
geſchrieben ſind, wird durch Verpfändungen oder Siche⸗ 
rungsübereignungen von Steuergutſcheinen I für ſolche 
Anſprüche nicht unterbrochen (Hinweis auf Ziffer 6 
der Eildienſt⸗Nachrichten, DStZ 1939 Nummer 32). 

Das gleiche gilt, wenn ein Gewährleiſtungs⸗ 
anſpruch nicht unmittelbar, ſondern die den 
Gewährleiſtungsanſpruch ſichernde Bürgſchaft durch 
die Verpfändung von Steuergutſcheinen I geſichert wird. 


2. Verkaufsgeſchüfte über Steuergutſcheine I bei Banken 


Es kommt vor, daß Banken in ihrer Eigenſchaft als 
Effektenhändlerinnen Steuergutſcheine I an ihre Kund⸗ 
ſchaft verkaufen, die ſich die Bank nach Abſchluß des 
Verkaufsgeſchäfts noch beſchaffen muß. Die Bank hat 
dabei lediglich die Verpflichtung übernommen, dem Kunden 
innerhalb der üblichen Lieferfriſt das Eigen⸗ 
tum an den Steuergutſcheinen zu verſchaffen, die von dem 
Kunden gekauft wurden. 

Unterhält die Bank in Fällen dieſer Art einen 
Dauerbeſtand an Steuergutſcheinen I, für den fie 
Be wertungsfreiheit in Anſpruch nehmen will, fo 
wird die Friſt, die für die Inanſpruchnahme der Be⸗ 
wertungsfreiheit vorgeſchrieben iſt, nicht unter⸗ 
brochen, wenn ſich die Bank innerhalb der üb⸗ 
lichen Lieferfriſt eindeckt und damit den An⸗ 
ſpruch des Kunden ohne Rückgriff auf ihren Dauer⸗ 
beſtand an Steuergutſcheinen I erfüllt. 

Das gilt nicht nur dann, wenn die Bank den Dauer⸗ 
beſtand im Streifband⸗Sonderdepot verwahrt, 
ſondern auch dann, wenn ſich die Steuergutſcheine in 
Giroſammelverwahrung befinden. Der Kauf⸗ 
anſpruch des Kunden geht nur inſoweit zu Laſten 
des Noſtrobeſtands der Bank an Steuergutſcheinen, 
die ſich in Sammelberwahrung befinden, als die Bank ſich 
an dritter Stelle nicht ſo rechtzeitig eindeckt, daß 
der Erfüllungsanſpruch des Kunden innerhalb der 
Lieferfriſt ohne Inanſpruchnahme des 
Noſtrobeſtands der Bank befriedigt werden kann. 


3. Umtauſch von Steuergutſcheinen I von unterſchiedlicher 
Fälligkeit 

§ 21 Abſatz 8 NF DVoO gemäß iſt ein Umtauſch von 
Steuergutſcheinen I innerhalb eines Beſtands, der zur In⸗ 
anſpruchnahme von Bewertungsfreiheit 
durchgehalten wird, unſchädlich. Das gilt ſowohl 
für den Umtauſch von Steuergutſcheinen in 
ſolche gleicher Fälligkeit als auch für den Umtauſch von 
Steuergutſcheinen früherer Fälligkeit gegen Steuergut⸗ 
ſcheine ſpäterer Fälligkeit. 


4. Kommiſſionäre, die für Perſonen tätig werden, die nicht 
gewerbliche Unternehmer ſind 


Die Begriffe „Lieferungen und ſonſtige 
Leiſtungen“ find im Bereich des Nö in Anlehnung an 
das Umſatzſteuerrecht auszulegen. Der Kom⸗ 


Eildienſt⸗ Nachrichten 


miſſionär, der im eigenen Namen für fremde 
Rechnung handelt, hat danach grund ſätzlich die 
Stellung eines igen händlers. Das iſt auch bei wirt⸗ 
ſchaftlicher Betrachtungsweiſe folgerichtig, wenn der Kom⸗ 
miffionär für Perſonen tätig wird, die zur 
Annahme von Steuergutſcheinen verpflichtet, alſo 
gewerbliche Unternehmer ſind. Anders iſt der 
Sachverhalt zu beurteilen, wenn der Kommittent nicht 
gewerblicher Unternehmer iſt. In Fällen dieſer 
Art müßte ſonſt der Kommiſſionär Steuergutſcheine für 
Rechnung von Perſonen (3. B. Bauern) verein⸗ 
nahmen, die nach dem Willen des Geſetzgebers nicht in 
das Steuergutſcheinverfahren einbezogen werden ſollen. 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat daher entſchieden, 
daß Kommiſſionäre, ſoweit ſie für Perſonen 
tätig werden, die nicht gewerbliche Unter⸗ 
nehmer im Sinn des NF find, lediglich für ihre 
Proviſion und nicht wegen des ſonſtigen Rech⸗ 
nungsbetrags zur Annahme von Steuergutſcheinen 
verpflichtet ſind. 


5. Veräußerung eines Gewerbebetriebs im ganzen 


Gewerbliche Unternehmer im Sinn des NF ſind natür⸗ 
liche Perſonen und Körperſchaften, die Einkünfte aus Ge⸗ 
werbebetrieb haben ($ 7 NFDOLO). Zu den Einkünften aus 
Gewerbebetrieb gehören $ 16 EStG gemäß auch Ge⸗ 
minme, die bei der Veräußerung des ganzen 
Gewerbebetriebs erzielt werden. Der Veräußerer 
hat daher das Entgelt für die Veräußerung eines 
Gewerbebetriebs im ganzen anteilig in 
Steuergutſcheinen in Zahlung zu nehmen. 


Bus. 
bei Tauschgeschäften 

Für die ſteuerliche Gewinnermittlung find die Wirt⸗ 
ſchaftsgüter grundſätzlich mit den Anſchaffungskoſten zu be⸗ 
werten. Liegt ein Kaufgeſchäft vor, ſo bereitet die 
Feſtſtellung dieſer Anſchaffungskoſten keine beſonderen 
Schwierigkeiten. Es muß hierbei lediglich beachtet werden, 
daß nicht nur die un mittelbaren, ſondern auch die mit⸗ 
telbaren Koſten (Nebenkoſten) Teile der Anſchaffungs⸗ 
koſten bilden. 

Schwieriger iſt die Ermittlung der Anſchaffungskoſten 
bei Tauſchgeſchäften, weil hier ein unmittelbarer 
Anſchaffungspreis für das im Tauſchweg erworbene Wirt⸗ 
ſchaftsgut nicht vorliegt. Zum beſſeren Verſtändnis iſt es 
zweckmäßig, die Tauſchgeſchäfte aufzuteilen in ein Ver⸗ 
äußerungsgeſchäft und in ein Kaufgeſchäft, d. h. der hin⸗ 
gegebene Gegenſtand wird veräußert und dafür der herein⸗ 
genommene Gegenſtand gekauft. Daraus ergibt ſich, daß 
der Gewerbetreibende für das neue hereingenommene Wirt⸗ 
ſchaftsgut ſo viel aufwendet, wie der herausgegebene 
Gegenſtand wert iſt. Mit anderen Worten: der Anſchaf⸗ 
fungspreis des im Tauſchweg erworbenen Gegenſtands iſt 
gleich dem tatſächlichen Wert des hin gegebenen 
Gegenſtands. 

Dagegen iſt die von Steuerberater Dipl.-Afm. Klebba 
in ſeinem Aufſatz „Die Bilanzierung von Maſchinen mit 
beſonderer Berückſichtigung der ſteuerlichen Bewertungs⸗ 
vorſchriften“ in „Der Buch⸗ und Steuerberater (Beilage 
zur Zeitſchrift „Der Wirtſchaftstreuhänder“ Nr. 4 vom 
15. April 1939 S. 39) vertretene Auffaſſung über den An⸗ 
ſchaffungspreis von eingetauſchten Maſchinen nicht zu⸗ 
treffend. Dort wird ausgeführt: „Auch wenn hier der Teil⸗ 
wert der neuen Maſchine höher iſt als der der weggegebenen 
Maſchine, ſo kann doch die neue Maſchine höchſtens mit dem 
Anſchaffungspreis, der dem Buchwert der weggegebenen 
Maſchine entſpricht, bewertet werden. Beiſpiel: Buch⸗ 
wert der getauſchten Maſchine 10000 RM, Wert der 
dagegen ohne Zuzahlung erworbenen Maſchine 12 500 RM. 
Die Bewertung der neuen Maſchine hat mit 10 000 RM zu 
erfolgen.“ — Klebba iſt der Anſicht, daß es auf den Buch⸗ 
wert der weggegebenen Maſchine ankomme und ſomit eine 
Gewinnverwirklichung bei einem Tauſchgeſchäft unmöglich 
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wäre. Das iſt nicht richtig. Maßgebend iſt nicht der 
Buchwert der weggegebenen Maſchinen, ſondern ihr 
tatfächlicher Wert im Zeitpunkt des Tauſches. Das 
ergibt ſich ſchon aus der Überlegung, daß der Buchwert einer 
Maſchine mehr oder weniger willkürlich entſtanden iſt. 
Von dem urſprünglichen Anſchaffungspreis ſind Abſchrei⸗ 
bungen für Abnutzung oder Sonderabſchreibungen vor⸗ 
genommen worden. Dieſe Abſchreibungen beruhen nur auf 
Schätzungen. Deshalb braucht der Buchwert nicht mit dem 
tatſächlichen Wert am Tauſchtag übereinzuſtimmen. In 
dem von Klebba gewählten Beiſpiel müßte alſo der Wert 
der getauſchten Maſchine ermittelt werden. Es iſt in der 
Regel anzunehmen, daß die Werte der getauſchten Wirt⸗ 
ſchaftsgüter gleich hoch ſind. Deshalb müßte die erworbene 
Maſchine nicht mit dem Buchwert von 10 000 RM, ſondern 
mit dem tatſächlichen Wert — 12 500 RM angeſetzt werden. 
Dadurch würde ſich eine Gewinnverwirklichung in 
Höhe von 2 500 RM ergeben. 

Im übrigen ſiehe wegen der Bewertung bei Tauſch⸗ 
geſchäften die Ausführungen von Miniſterialrat Gebhardt 
im „Handbuch der ſteuerlichen Betriebsprüfung“ u 
S. 128. Jar. 


Geunderwerb und lilectæuuacliscłeuet 
beim Acisiecungsgewinn 

Nach 815 Abſ. 1 der Verordnung vom 3. Dezember 1938 
(ſiehe auch Durchführungsbeſtimmungen vom 6. 2. 1939 — 
III Jd. 1/ 2082/39 — IV Abſ. 2) kann die Genehmigung zur 
Veräußerung jüdiſchen Grundbeſitzes unter Auflagen erteilt 
werden, die auch in Geldleiſtungen des Erwer⸗ 
bers zugunſten des Reichs beſtehen können, wenn 
zwiſchen dem Kaufpreis und dem Verkehrswert ein erheb⸗ 
licher Unterſchied beſteht. Wie die Praxis zeigt, 
kommen die verſchiedenſten Genehmigungsbeſcheide vor, die 
für die ſteuerliche Erfaſſung der genehmigten Grundſtücks⸗ 
kaufverträge manchmal gewiſſe Schwierigkeiten bereiten. 
Als Hauptbeiſpiele können die folgenden Gruppen auf⸗ 
geſtellt werden. Dabei iſt für die Grunderwerbſteuer von 
Anfang zu bemerken, daß dieſe Fragen für ſie ausſcheiden, 
wenn der Einheitswert den Kaufpreis mit der Ausgleichs⸗ 
zahlung überſchreitet und deshalb maßgebend iſt (§ 11 des 
Grunderwerbſteuergeſetzes): 


1. der vereinbarte Kaufpreis wird genehmigt. Dem Er⸗ 
werber wird eine Geldleiſtung zugunſten des Reichs zur 
Auflage gemacht; 

2. der vereinbarte Kaufpreis von 10000 RM wird auf 
9000 RM herabgeſetzt. 

Es wird dem Erwerber aufgegeben, den Unterſchieds⸗ 
betrag von 1000 RM an das Reich abzuführen; 

3. der vereinbarte Preis von 10 000 RM wird genehmigt. 
Es wird dem Erwerber — manchmal auch dem Ver⸗ 
äußerer — die Auflage gemacht, von dem genehmigten 
Preis 1000 RM an das Reich abzuführen; 

4. ſchließlich kommt es auch vor, daß bei Genehmigung des 
Preiſes der Erwerber die Auflage erhält, z. B. 5 000 RM 
zur Renovierung des Grundſtücks innerhalb einer be⸗ 
ſtimmten Friſt aufzuwenden. 


Wenn man mit der letzten Gruppe beginnt, ſo wird es 
hier unſtreitig ſein, daß dieſer Betrag nicht als Teil des 
Kaufpreiſes im Sinn des $ 12 des Grunderwerbſteuer⸗ 
geſetzes angeſehen werden kann. Dieſe Leiſtung kommt dem 
Erwerber ſelbſt zugute. Teil des Preiſes kann aber nur das 
ſein, was dem Veräußerer oder auf deſſen Veranlaſſung 
einem Dritten zufließt (RH vom 23. 9. 1931 II A 372/31, 
vom 11. 2. 1927 II A 586/27). 


Deshalb wird auch die bei genehmigtem Preis dem Er⸗ 
werber gemachte Auflage, einen Betrag an das Reich zu 
zahlen, nicht als Teil des Kaufpreiſes anzuſehen ſein. Es 
iſt zwar zu dieſem Fall unlängſt auch die gegenteilige Mei⸗ 
nung vertreten worden (Seldis, Deutſche Wohnwirtſchaft 
1939 S. 385), daß nämlich all das, was der Erwerber zur 
Erlangung des Grundſtücks aufwenden müſſe, für die 
Grunderwerbſteuer zu berückſichtigen ſei. Dieſer Meinung 
wird man ſich jedoch nicht anſchließen können. Das Geſetz 
unterwirft nur das, was als Gegenleiſtung für die Grund⸗ 


ſtückshingabe anzuſehen iſt, der Grunderwerbſteuer (vgl. 
Ott S. 321 ff.; Jahn S. 208 ff.). Nach § 15 Abſ. 1 der Ver⸗ 
ordnung handelt es ſich hier auch nicht um eine dem Ver⸗ 
äußerer gemachte und von dieſem etwa abgewälzte Ver⸗ 
pflichtung, fondern um eine dem Erwerber vom Geſetzgeber 
ſelbſt auferlegte Verbindlichkeit. Auch als übernommene 
oder dem Erwerber infolge der Veräußerung obliegende 
Leiſtung wird man die Ausgleichszahlung nicht anſehen 
können, da es ſich auch hier um Gegenleiſtungen handeln 
muß, die zum Teil ſchon kraft Geſetzes auf den Erwerber 
übergehen. Wie der Erwerber auch ſonſt z. B. die zum 
Grundſtückserwerb notwendigen Gerichts⸗ und Notariats⸗ 
gebühren bei der Grunderwerbſteuer ſich nicht zuzurechnen 
laſſen braucht, ſo wird man auch dieſe Ausgleichsleiſtung 
als eine Art Genehmigungsgebühr anſehen können und ſie 
deshalb bei der Grunderwerbſteuer ausſcheiden müſſen. 


Auch wenn der Kaufpreis herabgeſetzt und die Differenz 
bis zum vereinbarten Preis dem Erwerber als Ausgleichs⸗ 
zahlung auferlegt wird, iſt das ſteuerliche Ergebnis das 
gleiche. Mag auch der Erwerber den gleichen Betrag zum 
Erwerb des Grundſtücks aufwenden, ſo hat die Genehmi⸗ 
gungsbehörde den endgültigen Grundſtückspreis doch anders 
feſtgeſetzt und von dem urſprünglich vereinbarten Preis 
einen Betrag für das Reich abgezweigt, da der augenblick⸗ 
liche und für die Genehmigung allein maßgebende Wert des 
Grundſtücks für geringer gehalten wird. 


Die meiſten Schwierigkeiten machen ſomit nur die 
Fälle, in denen der Preis zwar genehmigt, dem Erwerber 
— oder auch dem Veräußerer — eine Ausgleichszahlung — 
von dem genehmigten Preis — auferlegt wird. Wenn auch 
grundſätzlich von dem zwiſchen den Parteien als Preis ver⸗ 
einbarten Entgelt auszugehen iſt, jo find Sonderverein⸗ 
barungen und Entgelte, die den zunächſt feſtgeſetzten Grund⸗ 
ſtückspreis mindern, von jeher bereits in Abzug gebracht 
worden (NFH vom 5. 10. 1923, II A 118/23 S; Bd. 13 S. 13). 
Man wird dieſen Grundſatz ſomit auch hier gelten laſſen 
und nur das Entgelt, das dem Veräußerer zufließt, als 
Kaufpreis im Sinn von § 12 berückſichtigen. Bei der be⸗ 
ſtehenden geſetzlichen Regelung im § 15 Abſatz 1 der Verord⸗ 
nung wird es ſich in dieſen Fällen ſomit nur um eine be⸗ 
ſondere Faſſung der Genehmigungserklärung handeln, die 
für die materielle Behandlung der Sache und auch für die 
ſteuerliche Erfaſſung des Grundſtücksgeſchäfts inſoweit ohne 
Bedeutung iſt. Die Fälle der Gruppe 3 wären deshalb wie 
die der Gruppe 2 zu behandeln. Eine Ausnahme käme nur 
da in Betracht, wenn es ſich nicht um eine Ausgleichszah⸗ 
lung im Sinn des § 15 Abſatz 1 handeln ſollte, ſondern die 
Genehmigungsbehörde dem Veräußerer aus einem anderen 
Grund eine beſondere Auflage gemacht hat. 


Für die Grunderwerbſteuer iſt ſomit feſtzuſtellen, daß 
die Ausgleichszahlungen des 815 Abſatz 1 — mögen fie im 
genehmigten Kaufpreis enthalten ſein oder nicht — der 
Steuerberechnung nicht hinzuzurechnen ſind. 


Für die Wertzuwachsſteuer wird man den oben ge⸗ 
machten Hinweis auf die Ahnlichkeit mit Eintragungs⸗ 
gebühren oder dergl. gleichsfalls verwerten können. Die 
Ausgleichszahlungen ſind ſomit entweder als Erwerbskoſten 
dem Erwerbspreis hinzuzurechnen oder gegebenenfalls auch 
als Veräußerungskoſten von dem Veräußerungspreis in 
Abzug zu bringen (vgl. $ 8 Ziffer 1, § 10 Preuß. Muſter⸗ 
ſteuerordnung; Storck⸗Will S. 252, 282), da dieſe unmittel⸗ 
bar durch den Grundſtücksumſatz entſtanden ſind. N n. 


all- und Umsatzausgleich- 
steuecfreiheit für Schilfsbedarf 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat durch Verfügung 
vom 8. September 1939 Z 2401 — 1914 II die beteiligten 
Oberfinanzpräſidenten ermächtigt, Schiffsbedarf, der aus 
dem Zollausland eingebracht worden iſt und nur an Bord 
durch die Schiffsmannſchaft und die Reiſenden verbraucht 
wird, im Binnenſchiffahrtsverkehr für die vorausſichtliche 
Dauer des Aufenthalts im Zollgebiet aus Billigkeitsgründen 
zoll⸗ und umſatzausgleichſteuerfrei zu laſſen. Von der Ab⸗ 
gabenvergünſtigung ausgenommen ſind Tabakerzeugniſſe 
und Zigarettenhüllen ſowie Branntwein. Gal. 
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